
Vollzug der Wassergesetze; 

Planfeststellungsverfahren gemäß § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die 

Deichrückverlegung in Sponsheim 

 

 

B E K A N N T M A C H U N G 

 
 
Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft und Bodenschutz in Mainz hat Antrag auf Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens gemäß § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die 
Deichrückverlegung in Sponsheim gestellt. 
 
Es wird auf folgendes hingewiesen: 
 

1. Die maßgebenden Planunterlagen, nach denen das Vorhaben zur Ausführung 
gelangen soll, liegen bei der 
 

Verbandsgemeindeverwaltung Sprendlingen-Gensingen, 

Elisabethenstraße 1, (Zimmer A 008) 

55576 Sprendlingen 

 
während eines Monats vom 
 

19. Juli 2019 – 19. August 2019 

 

zu jedermanns Einsicht aus. 
 

 Außerdem können die Planunterlagen auf der Internetseite der Struktur- und  
Genehmigungsdirektion Süd (www.sgdsued.rlp.de) unter der Rubrik  
„Öffentlichkeitsbeteiligung/Bekanntmachungen“ eingesehen werden. 

 
 

2. Einwendungen gegen das beantragte Vorhaben können bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Sprendlingen-Gensingen sowie bei der Struktur- und 
Genehmigungsdirektion Süd, Friedrich-Ebert-Straße 14, 67433 Neustadt an der 
Weinstraße (unter Angabe des Aktenzeichens 312-211 12/16) bis spätestens  
 

19. September 2019 

 

schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden. 
 
 

3. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn 
verhandelt werden. 
 
 

4. Personen, die Einwendungen erhoben haben, können von dem Erörterungstermin 
durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt werden. 
 
 



5. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachungen ersetzt werden, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder 
Zustellungen vorzunehmen sind. 
 
 
Mit der Veröffentlichung der Auslegung der Planunterlagen wird gleichzeitig die Pflicht 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 3a des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) bekanntgegeben. 
 
Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um ein Projekt der Anlage 1, Nr. 13.13 
der Liste der „UVP-pflichtigen Vorhaben“ des UVPG, für das eine allgemeine 
Vorprüfung im Einzelfall vorgesehen ist. Diese Einzelfallprüfung nach § 3c UVPG hat 
ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nicht ausgeschlossen werden können. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 
 
Die geprüften Antragsunterlagen sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen des 
Bundes und der Länder über den Zugang zu Umweltinformationen bei der Struktur- 
und Genehmigungsdirektion Süd, Zentralreferat Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und 
Bodenschutz, Friedrich-Ebert-Straße 14, 67433 Neustadt an der Weinstraße 
zugänglich. 
 
Sprendlingen, den 10.07.2019 
 
gez. 
 
Manfred Scherer 
(Bürgermeister) 
 
 


